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(2) Bei Schwierigkeiten in der Erziehung ihrer Kin­
der können sich die Eltern vertrauensvoll an die Ein­
richtungen der Vorschulerziehung und des Gesund- 
heits- und Sozialwesens, die Schule, den Elternbeirat, 
die Organe der Jugendhilfe, die gesellschaftlichen Orga­
nisationen und Kollektive oder die Ehe- und Familien­
beratungsstellen wenden und deren Hilfe und Unter­
stützung in Anspruch nehmen.

§50

Sind die Erziehung und Entwicklung oder die Ge­
sundheit des Kindes gefährdet und auch bei gesell­
schaftlicher Unterstützung der Eltern nicht gesichert, 
hat das Organ der Jugendhilfe nach besonderen gesetz­
lichen Bestimmungen Maßnahmen zu treffen. Das gilt 
auch dann, wenn wirtschaftliche Interessen des Kindes 
gefährdet sind. Das Organ der Jugendhilfe kann den 
Eltern oder dem Kind Pflichten auferlegen oder Maß­
nahmen zu seiner Erziehung treffen, die zeitweilig auch 
außerhalb des Elternhauses durchgeführt w’erden kön­
nen. Das Organ der Jugendhilfe kann das Kind in ein­
zelnen Angelegenheiten selbst vertreten oder zur Wahr­
nehmung dieser Angelegenheiten einen Pfleger be­
stellen.

§51

(1) Bei schwerer schuldhafter Verletzung der elter­
lichen Pflichten durch den Erziehungsberechtigten kann 
ihm, wenn die Entwicklung des Kindes gefährdet 
ist, als äußerste Maßnahme das Erziehungsrecht ent­
zogen werden. Über den Entzug entscheidet auf Klage 
des Organs der Jugendhilfe das Gericht.

(2) Der Entzug des elterlichen Erziehungsrechts ent­
bindet nicht von der Verpflichtung zur Unterhaltszah­
lung. Im Verfahren über den Entzug des Erziehungs­
rechts hat das Gericht, auch wenn kein Antrag gestellt 
wird, zugleich über den Unterhalt des Kindes zu ent­
scheiden und seine Höhe festzusetzen. Es gelten die 
Bestimmungen der §§ 19 bis 22 entsprechend.

(3) Bestehen die Gründe für den Entzug des elter­
lichen Erziehungsrechts nicht mehr und entspricht es 
den Interessen des Kindes, ist auf Antrag des Organs 
der Jugendhilfe oder auf Klage des ehemals Erzie­
hungsberechtigten diesem das Erziehungsrecht wieder 
zu übertragen.

§52

Das elterliche Erziehungsrecht kann nicht ausüben, 
wer nicht voll geschäftsfähig ist. Er ist aber verpflich­
tet, das Kind zu betreuen, für seine Gesundheit zu 
sorgen und seine Lebensbedürfnisse zu befriedigen 
oder Unterhaltsleistungen zu erbringen.

§53

Vor allen Entscheidungen über das elterliche Erzie­
hungsrecht ist das Kind durch das Organ der Jugend­
hilfe zu hören, wenn es für die Entscheidung notwendig 
ist und das Kind die erforderliche geistige Reife besitzt. 
Die Anhörung eines Kindes durch das Gericht ist nur 
zulässig, wenn es das 14. Lebensjahr vollendet hat.

Zweites Kapitel

Feststellung und Anfechtung der Vaterschaft, 
Familienname des Kindes

Erster Abschnitt 

Feststellung der Vaterschaft

§54

Grundsätze

(1) Ist die Mutter eines Kindes nicht verheiratet oder 
wurde im Falle der Anfechtung der Vaterschaft rechts­
kräftig festgestellt, daß ihr Ehemann nicht der Vater 
des Kindes ist (§ 61), so wird der Vater durch Anerken­
nung der Vaterschaft oder durch gerichtliche Entschei­
dung festgestellt.

(2) Als Vater kann festgestellt w'erden, wer mit der 
Mutter innerhalb der Empfängniszeit geschlechtlich 
verkehrt hat. Das gilt nicht, wenn der Verkehr nicht 
zur Empfängnis geführt haben kann oder die Vater­
schaft eines anderen Mannes wahrscheinlicher ist. 1st 
die Vaterschaft eines anderen Mannes wahrscheinlicher, 
kann dieser als Vater festgestellt werden.

(3) Als Empfängniszeit gilt die Zeit von dem einhun- 
dei’teinundachtzigsten bis zu dem dreihundertundzwei- 
ten Tage vor der Geburt des Kindes mit Einschluß der 
beiden genannten Tage. Es kann der Nachweis geführt 
werden, daß die Empfängnis außerhalb dieser Zeit 
stattgefunden haben kann.

(4) Heiraten die Eltern eines vor der Eheschließung 
geborenen Kindes, so erlangt es mit der Eheschließung 
die Rechtsstellung eines während der Ehe geborenen 
Kindes.

(5) Wurde ein Kind bis zum Ablauf des dreihundert - 
undzweiten Tages nach Beendigung einer Ehe geboren, 
gilt der Ehemann als Vater des Kindes. Ist jedoch die 
Mutter des Kindes im Zeitpunkt seiner Geburt erneut 
verheiratet, gilt der Ehemann dieser Ehe als Vater.

§ 55

Die Feststellung der Vaterschaft durch Anerkennung

(1) Die Vaterschaft wird durch die nach der Geburt 
des Kindes mit Zustimmung der Mutter erklärte An­
erkennung des Vaters festgestellt. Ist die Mutter nicht 
voll geschäftsfähig, muß auch ihr gesetzlicher Vertreter 
zustimmen. Hat das Kind einen Vormund, ist zur Wirk­
samkeit der Anerkennung auch dessen Zustimmung er­
forderlich.

(2) Der Vater soll sich entsprechend seiner Unter­
haltspflicht gegenüber dem Kind (§46) zugleich mit der 
Vaterschaftsanerkennung in vollstreckbarer Form zu 
bestimmten monatlichen Unterhaltszahlungen verpflich­
ten. Die Höhe des festgelegten Betrages kann auf Klage 
der Mutter, des Vormunds oder des Vaters des Kindes 
vom Gericht auf ihre Angemessenheit hin überprüft 
und geändert werden.


